Wien, Donnerstag den 29. December 1881. 


XIV. Jahrgang. Nr. 52, 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Administration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Aufendung in das Haus und für die öſterr. Kronlander ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
D Als wertvolle Beilage werden dem Platte die Erkenntniſſe des k. k. Lerwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Neclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


An unſere Teler! 


Verhältniſſe der letzten zehn Jahre noch ſteigert, die Befürchtung erwecken 


muß, daß in der Mehrzahl deutſcher Städte die Zahl der Almoſen⸗ 


Wir laden zur Pränumeration auf die „Oeſterreichiſche empfänger die leiſtungsfähige und ſteuerzahlende Bevölkerung bald über- 


Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1882 ei 
Das Zahres-Abonnement beträgt wie bisher für die Zeitſchrift mit 
der in Buchform bogen weiſe beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. 
(oder 12 Mark), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei⸗ 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht- 


zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine 


Unterbrechung eintrete. 

Um vielfachen Wünſchen unſerer P. T. Abonnenten zu entſprechen, 
haben wir für die „Zeitſchrift für Verwaltung“ eine ein- 
fache, aber elegante 

Einbanddecke 

anfertigen laſſen. Dieſelbe iſt durch die Adminiſtration für den Preis 

von 85 kr. per Band (franco per Kreuzband bei Vorauseinſendung mittelſt 

Anweiſung 1 fl. b. W.) zu beziehen. Bei Beſtellungen bitten wir, an— 

zugeben, für welche Jahrgänge je eine Decke gewünſcht wird. 

Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle mittelſt Po ſt⸗ 
an weiſung geſchehen. 

— . — — — — — N 

ae park 

Zur Verbeſſerung und Entlaftung der praktiſchen Armenpflege. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Verbindlichkeit zur Entrichtung des Beſtandzinſes für ein Gemeindegrundſtück 
richtet ſich nach der im Lieitationsacte ſelbſt bemeſſenen Pachtdauer, wenn⸗ 
gleich die Beſtätigung des Letzteren ſeitens der Bezirksvertretung erſt einige 
Zeit nach Beginn der Pachtperiode eintrat und dem Pächter zugeſtellt wurde. 

Literatur. l 

Notiz. 

Geſetze und Verordnungen. 


Perſonalien. 
Erledigungen. 
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Armen pflege. 


Die öffentliche Armenpflege hat im neunzehnten Jahrhunderte 0 
Ausdehnung und Bedeutung erlangt, welche, wenn ſich dieſelbe nach, 


) Aus der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung“. 


ſein, 
lich und 


Zur Verbefferung und Entlastung der praktifchen | 


hüſſen aber die ausreichendſten Garantien für eine nach allen Seiten 


n. wiegen wird. Es kann nicht unbeobachtet gelaſſen werden, daß, trotzdem 


in den größeren Städten jetzt immer mehr die fogenannte „rationelle“ 
Armenpflege in Aufnahme kommt, die Ausgaben des Armenetat dennoch 
ſtets im Steigen begriffen ſind. 

Die mit der Armenpflege in den Städten betrauten Behörden 
haben es ſich in neueſter Zeit namentlich zur Aufgabe gemacht, durch 
Eintheilung des ihnen zugewieſenen Wirkungskreiſes in kleinere räumlich 


begrenzte Bezirke, wie durch zahlreichere Einſetzung von Armenbezirks⸗ 


vorſtehern, Armenpflegern, Armeupflegerinnen und Armenärzten in den 
letzteren, eine größere Ueberſicht und eine beſſere Beurtheilung über die 
vorhandenen wirklichen Armen zu gewinnen. Jedes bei der Armen— 
Centralſtelle eingehende Geſuch um Unterſtützung wird ſodann der Regel 
nach dem betreffenden Armenbezirksvorſteher zugewieſen, welcher wiederum 
den Armenpfleger des Bezirkes einfach um Berichterſtattung erſucht. In 
der Bezirksſitzung, welche eine Woche vor der Centralſitzung ſtattfindet, 


wird nun auf den ſubjectiven Vortrag des Armenpflegers hin entweder 


das Geſuch abgelehnt, oder mit Befürwortung einer außerordentlichen, 
beziehungsweiſe fortlauſenden Unterſtützung an die Centralſtelle zurück⸗ 
gegeben. Letztere beſchließt in ihrer gewöhnlich am Schluſſe eines jeden 
Monats ſtattfindenden Sitzung, an welcher ſämmtliche Armenbezirksvor⸗ 


ſteher theilnehmen, über die endgiltige Annahme oder Ablehnung des 
gemachten Vorſchlages. 


Dieſe Art der Geſchäftsführung, bei der es ſich meiſt um die 
die Gewährung oder Verſagung von Geldunterſtützungen 
un an ſich und in rein formeller Beziehung tadellos 
ber iſt fie oft materiell noch in hohem Grade unzuläng⸗ 
genügend, und ſchließt keineswegs aus, daß einestheils un⸗ 
würdige Perſonen Unterſtützung empfangen, andererſeits wirklich Bedürftige 


mit ihrem berechtigten Geſuche abgewieſen werden. 


Die Annahme oder Ablehnung eines jeden Geſuches liegt offen- 
eſentlich in der Hand des Armenpflegers. Deſſen Gutachten bildet 
dlage für alle weiteren Verhandlungen und Beſchlüſſe. Wenn 
h vorzugsweiſe geachtete Bürger, von denen ein Intereſſe für 
lrmenweſen vorausgeſetzt wird, zu dem Ehrenamte eines Armen; 
3 gewählt werden, jo kann dadurch allein doch noch nicht ver⸗ 
en werden, daß ungenügende und ungenaue, den thatſächlichen 
ehältmiffen noch nicht entſprechende und widerſprechende Berichte 
bgefaßt werden. Bei der großen Wichtigkeit, welche gerade dem Berichte 
Armenpflegers beigemeſſen wird und auch beigemeſſen werden muß, 


bar 


in richtige und genügende Würdigung jedes einzelnen Pflegefalles 


gegeben ſein. Wie ſind dieſe jedoch zu beſchaffen? 


a Die Armenpfleger berichten gewöhnlich nur ganz allgemein über 
die Würdigkeit und Bedürftigkeit des Bittſtellers, ſo daß ſich aus dem 
Beichte für die Centralſtelle kein ausreichendes und völlig getreues 


— All 


Bild der wirklichen Sachlage feſtſtellen laßt. Es it daher dringend zu Bewilligung einer außerordentlichen, beziehungsweiſe fortlaufenden Unter- 
empfehlen, um für jeden einzelnen Pflegefall eine nach allen Richtungen ſtützung in welcher Art? in welchem Maaße? und zunächſt für wie 


hin erſchöpfende und zur völligen Beurtheilung desſelben ausreichende lange? nothwendig? oder die Abweiſung des Bittſtellers und aus welchem 
Berichterſtattung zu erlangen, zu dieſem Zwecke folgende Fragen zur Grunde für gerechtfertigt? 
Beantwortung aufzuſtellen: 30. Wie und auf welche Weiſe kann nach Ihrer Anſicht der 
1. Vor⸗ und Zuname des Bittſtellers? Hilfsbedürftigkeit des Bittſtellers etwa für die Zukunft überhaupt vor⸗ 
2. Stand, Beruf, Gewerbe oder Beſchäftigungsweiſe? gebeugt oder dieſelbe ſogleich für die Dauer beſeitigt werden? 
3. Tag und Jahr der Geburt? | Dieſer Fragebogen iſt wo möglich vom Hauswirth und dem letz 
4. Religion oder Confeſſion? ten, beziehungsweiſe den letzten Arbeitsgebern des Petenten mit der 
5. Ort der Geburt? Verſicherung zu unterſchreiben, daß ihnen das Gegentheil von dem, was 
6. Jetzige Wohnung und Miethsbetrag für dieſelbe? vorſtehend der Armenpfleger berichtet, glaubwürdig nicht bekannt gewor— 
7. Seit wann hält ſich Bittſteller in der Gemeinde auf? den ſei. 
S. Wurde er bei ſeinem Anzuge polizeilich angemeldet? | Der ausgefüllte Fragebogen müßte der Bezirksſtelle von Seiten 
9. Iſt der Aufenthalt des Bittſtellers in der Gemeinde durch des Armenpflegers mit dem gutachtlichen Berichte eingereicht und der 
Abweſenheit unterbrochen worden? wie oft? wann? und wie lange? demnächſt ergangene Beſchluß der Bezirksſtelle, ſei er auch ablehnend, 
10. Im Falle Bittſteller noch nicht vierundzwanzig Jahre alt iſt, jedenfalls mit allen Anlagen ſofort der Centralſtelle zur endgiltigen Ent— 


wo halten ſeine Ellern ſich auf? wo oder wann ſind ſie verſtorben? ſcheidung vorgelegt werden. 


11. Wo hat ſich Bittſteller eventuell vor ſeinem Aufenthalte hier— Die Centralſtelle wird nach reiflicher Erwägung über das Geſuch 
ſelbſt aufgehalten und wie lange? entſcheiden, ſich aber vorbehalten, jederzeit die Richtigkeit der gemachten 
12. Iſt Bittſteller verheiratet und lebt er mit ſeiner Ehefrau Angaben durch einen ihrer Beamten prüfen zu laſſen. Sie wird aber 
zuſammen? auch die Sache mit der Ablehnung oder Bewilligung eines Pflegegeldes 
13. Hat Bittſteller Kinder? wo leben oder wohnen ſie? wie alt nicht als abgethan betrachten dürfen. Vielmehr wird ſie nicht umhin 
ſind ſie? beſuchen ſie die Schule und welche? können, unter Zugrundelegung des von dem Armenpfleger gelieferten 


14. Gehören ſonſtige Perſonen zu ſeinem Hausſtande? wie alt 


Materiales entweder die Verwandten der Petenten zur Unterſtützung 
ſind ſie? 


desſelben aufzufordern, oder dieſen nach Maßgabe ſeiner Arbeitsfähigkeit 

15. Iſt Bittſteller nur vorübergehend oder dauernd körperlich zur Arbeit anzuhalten oder aber ſofort oder ſpäter der Fürſorge eines 
arbeitsunfähig und wie iſt — eventuell nach dem Gutachten des Arztes — Arbeitgebers oder gemeinnützigen und Wohlthätigkeitsvereines zu über— 
überhaupt ſein Geſundheitszuſtand und feine körperliche Erwerbsfähigkeit? | weilen und auch endlich ihn eventuell zum ſpäteren Beitritt zu einer 

16. Sind feine Anverwandten oder ſonſtigen Hausſtandsgenoſſen Kranken-, Sterbe- oder ſonſtigen Verſorgungscaſſe zu veranlaſſen ſuchen, 
arbeitsfähig? wie viel verdienen fie oder haben fie Einkommen? Im Falle er die Verrichtung von Arbeit aber verweigert, wird ſie ſeine 

17. Hat Bittſteller alimentationspflichtige oder ſonſtige Verwandte, Beſtrafung und Ueberweiſung an die Landespolſzeibehörde zu veranlaſſen 
und welches Vermögen oder Einkommen beſitzen dieſelben? wie heißen haben. Nur wenn jeder einzelne Geſuchſteller, mag ihm unn eine Unter— 
und wo wohnen ſie? warum unterſtützen ſie den Bittſteller nicht? ſtützung bewilligt worden ſein oder nicht, einer fortgeſetzten Controle 

18. Wie iſt eventuell die körperliche Arbeitsfähigkeit ſeiner An- durch die Organe der Armenverwaltung unterworfen wird und ihm alle 
gehörigen und wie lange wird eventuell deren Arbeitsunfähigkeit noch | Mittel geboten werden, ſich ſelbſt einen Verdienſt, ſei er auch noch fo gering, 
anhalten? zu beſchaffen, wie durch eigene Kraft ſich ſogleich nach Möglichkeit ſelbſt 

19. Beſitzt Bittſteller eigenes Vermögen, welches und wie viel? zu helfen und künftiger Hilfsbedürftigkeit vorzubeugen, kann von einer 
und hat er ſolches von wem und in welchem Maße zu erwarten? wirklichen und wirkſamen Armenpflege die Rede ſein. 

20. Wodurch hat Bittſteller ſich in letzter Zeit ernährt oder den Einzelne Gemeinden haben Arbeitshäuſer oder ſonſtige beſchränkte 
Unterhalt verihafft? und bei welchen Arbeitgebern hat er zuletzt in | Arbeitsitätten errichtet, um diejenigen Perſonen, welche Armengeld be— 
Arbeit geſtanden und wie viel bei denſelben täglich oder wöchentlich ziehen, zur Arbeit heranziehen zu können. Dieſelben gewähren jedoch, 
verdient? ganz abgeſehen von den großen Koſten, welche ſolche Veranſtaltungen 

21. Iſt Bittſteller nur zur Zeit arbeitslos und aus welchem dem Armenetat verurſachen, der Regel nach keine ausreichende und dabei 
Grunde? wie lange wird feine Arbeits- und Erwerbsloſigkeit und even- eine zu wenig lohnende Beſchäftigung. 
tuell auch die ſeiner Angehörigen noch andauern? wie kann dieſelbe Um genügende Arbeitsgelegenheit für die arbeitsloſen Armen und 
eventuell zunächſt beſeitigt werden? ſolche Verarmte, weiche wegen Arbeitsſcheu zur Arbeit und zur Er— 

22. Welchen Gewerbebetrieb oder welche Handfertigkeit und Ge- nährung ihrer Familien angehalten werden ſollen, ſchaffen zu können, 
ſchicklichkeit beſitzt Bittſteller und beſitzen eventuell feine Angehörigen? würde ſich daher auch in vielen Fällen empfehlen, daß die Gemeinden 
und zu welcher Beſchäftigung iſt er und find eventuell feine Angehörigen mit einigen größeren Grundbeſitzern oder Induſtriellen ein Abkommen 
bereit und im Stande? oder würden er und ſie, eventuell nach dem treffen, daß letztere die ihnen zu überweiſenden Arbeiter nach Möglich— 
Gutachten des Arztes, ſich eignen? keit beſchäftigen und den von denſelben verdienten Lohn nach dem üblichen 

23. Auf welchem Wege und durch welche Mittel glaubt Bitt-]Zahlungsmodus an die Armenverwaltung ausliefern. Dieſe zahlt zwar 
ſteller ich und eventuell ſeine Angehörigen aus der gegenwärtigen hilfs- den Lohn ohne Abzug, jedoch nur nach Bedürfniß an den Hilfsbedürf— 
bedürftigen Lage befreien zu können? oder welcher Unterſtützung glaubt | tigen, beziehungsweiſe deſſen Familie aus. Findet der durch die Armen⸗ 
er zur Beſtreitung ſeines und eventuell ſeiner Angehörigen nothdürftigen verwaltung auf dieſe Weiſe beſchäftigte Arbeiter andere, ihm beſſer zu- 
Lebensunterhaltes zu bedürfen? und auf wie lange Zeit? ſagende Arbeit, ſo bedarf es nur der Anzeige hiervon und es erfolgt 

24. Waun und unter welchen Vorausſetzungen glaubt Bittſteller ſofort ſeine Entlaſſung zu dem von ihm gewünſchten Zeitpunkte. Die 
die etwa empfangene Unterſtützung wieder zurückerſtatten zu können? über den Pflegling geführte Controle erliſcht jedoch erſt ein Jahr ſpäter, 

25. Gehört Bittſteller einer Kranken-, Sterbe- oder ſonſtigen nachdem durch Bericht des Armenpflegers feſtgeſtellt worden iſt, daß 
Verſorgungscaſſe an und mit welchen Rechten und Pflichten? der erſtere für ſich und beziehungsweiſe ſeine Familie ausreichend Sorge 

26. Iſt Bittſteller bereits aus öffentlichen Mitteln unterſtützt? zu tragen im Stande iſt und ſeinen Verpflichtungen nachkommt 
und von wem? und wie lange? Die fortgeſetzte Beobachtung der Unterſtützung nachſuchenden Per⸗ 

27. Iſt Bittſteller bereits beſtraft? welchen Eindruck macht über- ſonen, die ſorgfältigſte Controle derſelben nach jeder ſtets nur möglichſt 
haupt ſeine Perſönlichkeit? und was war über ſein Vorleben und ſeinen kurz zu bemeſſenden Unterſtützungsperiode und deren ſonſtige Heranziehung 
allgemeinen Ruf, ſein allgemeines ſittliches Verhalten, ſeinen Fleiß und zu entſprechender Arbeit wird, wenn alles dies ſtreng durchgeführt und 
ſeine Strebſamkeit zu ermitteln? Unterſtützung nur im Falle vollſtändiger Arbeitsunfähigkeit gewährt wird, 

28. Haben Sie — der Armenpfleger — die vorſtehend geſtellten ſicherlich nach allen Seiten hin die beſten Früchte tragen. Die Entlaſtung 
Fragen auf Grund eigener Nachforſchungen nach beſtem Wiſſen und des Armenetats wird in zahlreichen Gemeinden, wenn auch langſam, 
Gewiſſen beantwortet? eventuell von welchen Perſonen haben Sie das aber dennoch ſicher dadurch erfolgen. 

Bezügliche erfahren? Hauptſächlich muß Seitens der Gemeinden dafür Sorge getragen 

29. Halten Sie auf Grund der angeſtellten Ermittlungen die werden, daß ſie jederzeit Arbeit nachzuweiſen vermögen, denn iſt dies 


nicht möglich und muß der geſunde kräftige Mann einige Zeit hindurch 
unterſtützt werden, ſo gewöhnt er ſich, wenn er nicht einen großen 
ſittlichen Fonds beſitzt, ſehr leicht an Bequemlichkeit und Müßiggang und, 
wenn ſich ihm auch ſchließlich Arbeit bietet, beginnt er lieber ein Vaga⸗ 
bundenleben, als daß er ſolche annimmt. Es ſind uns viele Fälle be- 
kannt geworden, in denen Familienväter ſchuldlos außer Arbeit geriethen, 
in Anbetracht der Umſtände mit Geld unterſtützt werden mußten, und, 
als ſie ſich an den Müßiggang gewöhnt hatten, plötzlich ſpurlos ver⸗ 
ſchwanden. Ihre Familien fielen nunmehr der Armenpflege gänzlich zur 
Laſt Man braucht nur das „Central-Polizeiblatt“ und die öffentlichen 
Anzeigeblätter durchzumuſtern und wird ſehr oft die Ankündigung finden: 
Der 1 p. hat ſich heimlich von hier entfernt und ſeine Familie hilflos 
zurückgelaſſen. Um Angabe feines Aufenthaltsortes wird erſucht. 

Solche Fälle häufen ſich immer mehr und mehr, und die Ge— 


meinden, deren Armenetat auf dieſe Weiſe ganz ungebührlich belaſtet 


wird, müſſen daher auch hier Bedacht nehmen, mit allen geſetzlichen 
Mitteln ihrer frevelhaften Ueberbürdung eutgegenzutreten und der ſittlichen 
Verwilderung gewiſſenloſer Familienväter energiſch zu ſteuern. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung des Beſtandzinſes für ein 
(Gemeindegrundſtück richtet ſich nach der im Licitationsacte ſelbſt 
bemeſſenen Pachtdauer, weungieich die Beſtatigung des Letzteren 
ſeitens der Bezirksvertretung erſt einige Zeit nach Beginn der 
Pachtperiode eintrat und dem Pachter zugeſtellt wurde. 


Ein der Stadtgemeinde Sk. zugehöriges Grundſtück wurde bei der 
am 3. Juli 1876 abgehaltenen öffentlichen Verſteigerung dem Meiſt— 


bietenden Franz K. um den angebotenen höchſten Pachtzins auf die 


Dauer von 9 Jahren, beginnend mit dem 1. October 1876 zu— 
geſchlagen. 

Nachdem jedoch die Giltigkeit des 
Genehmigung der Bezirksvertretung zu 
Letzterer erſt im Mai 1877 erfolgt war, 
entfallenden Pachtzins für die Zeit vom 1. 
1. Mai 1877 zu entrichten. 

Der Stadtmagiſtrat zu Sk. belangte nun diesfalls den Franz K. 
bei dem k. k. Bezirksgerichte zu Sk., wurde jedoch mit dem Klage— 
begehren abgewieſen. 

Das k. k Oberlandesgericht zu K. hat jedoch demſelben zur Gänze 
ſtattgegeben, denn obgleich im Reſeripte des genannten Stadtmagiſtrates 
di. 9. Mai 1877, laut deſſen Franz K. von der Beſtätigung 
des beſagten Licitationsactes ſeitens der Bezirksvertretung verſtändigt 
wurde, bemerkt erſcheint, daß der bewußte Pacht vom Tage der Bu: 
ſtellung des beſtätigenden Reſeriptes beginnen ſolle, ſo ift doch in dem— 
ſelben Reſcripte die neunjährige Pachtperiode übereinſtimmend mit dem 
Verſteigerungsacte als mit dem 30. September 1885 ablaufend bezeichnet, 
und muß ſehin der Pachtſchilling für dieſe ganze Pachtdauer, mithm 
auch für die Zeit vom 1. October 1876 bis 1. Mai 1877 entrichtet 
werden. 

Ueber Reviſion des Geklagten beftätigte der k. k. oberſte Gerichts: 
hof mittelſt Urtheiles vom 24. Mai 1881, 3. 5418, das Urtheil der 
zweiten Inſtanz in der Erwägung, daß bezüglich der aus dem Pacht— 
vertrage hervorgehenden Verbindlichkeiten einzig und allein das Licitations⸗ 
protokoll maßgebend iſt, weil dasſelbe laut Abſatz 20 die Stelle des 
Pachtcontractes vertritt, nach Abſatz 30 desſelben verpflichtet jedoch 
dasſelbe den Pächter ſchon im Momente des geſchehenen Anbotes 
bezüglich des Pachtzinſes und kann hiernach keinem Zweifel unterliegen, 
daß der Pacht mit dem 1. October 1876 bereits feinen Anfang nahm, 
wenngleich die Beſtätigung ſeitens der Bezirksvertretung erſt nach der 
Hand erfolgte, mithin auch die Verbindlichkeit zur Entrichtung des 
Pachtzinſes bereits am 1. October 1876 in Kraft trat. R—1. 


Verſteige ungsactes von der 
W. abhängig gemacht und 
weigerte ſich Franz K., den 
October 1876 bis zum 
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Das ziemlich voluminöte, in den amtlichen Ausgaben wenig handſame 
| Strafgeſetz über Gefällsübertretungen der obbenannten Taſchenausgabe der öſter⸗ 
reichiſchen Geſetze einzufügen, muß als ein zeitgemäßer Gedanke begrüßt werden. 
ö Zwar iſt der Vorwurf, der unſeren Juriſtenſtande im Vorworte gemacht wird. 
derſelbe habe das beſagte Geſetz „nie“ einer wiſſenſchaſtlichen Bearbeitung unter- 
zogen, keineswegs richtig, da den Praktikern des Faches, der für ſeine Zeit ver- 
dienſtliche Commentar F. Edlauer's (Erklärung des Strafgeſetzes über Gefälls⸗ 
übertretungen, Wien 1843 47. 2 Bde. in 3 Abth.), ferner die Schriften: Dr. 
Georg Nord. Schnabel's (weil. Prof. an der Prager Univerſität. Das Straf⸗ 
geſſtz über Gefällsübertr tungen in feinen Beziehungen auf die allgemeinen öſter— 
| reichifchen Strafgeſetze 1837) und Dr. M. Fränzl's (Miniſt-Rath im k. k. 
Finanzminiſterium: Des öſterreichiſchen Strafgeſetzes über Gefällsübertretungen 
allgemeiner Theil oder die SS 1— 184 und 466—498 nach ihren Gründen und 
ihrem Zuſammenhange 2c. dargeſtellt, 1838) bekannt, wenngleich möglicherweiſe 
vergriffen ſind. Selbſt die eben daſelbſt betonte und allerdings erwünſchte, ja 
geradezu unausweichliche Reform des Gefällsſtrafproceſſes erſcheint durch Dr. 
Hermann Blodig's eingehenden Aufſatz in der „Ger. Ztg.“ ex 1874 (auch als 
Separatabdruck 1874 bei Manz erſchienen) angebahnt. Wohl mangelt aber jeden- 
falls ſeit mehr als drei Decennien eine, wenn auch nur compilatoriſche Bear- 
beitung desſelben, welche durch Aufnahme der Nachtragsbeſtimmungen au paſſender 
Stelle das zeitraubende Nachſchlagen in den Verordnungsblättern und Normalien— 
ſammlungen erſparte und dieſer Zweck erſcheint in vorliegender Ausgabe durch — 
ſelbſtverſtändlich nur bündige — Hinweiſe auf Parallelſtellen, Aufnahme des 
Amtsunterrichtes und der wichtigſten Formularien der Ausfertigungen befriedigend 
erreicht. Ein doppeltes, alphabetiſches und chronologiſches Regiſter über die citirten 
gefegtichen Beſtimmungen und Vorſchriften kömmt der leichteren Auffindung des 
Gewünſchten zu Hilfe. Beſonders ausgiebig und ſachgemäß erſchien uns die Er— 
gänzung des Geſetzestextes: S. 175 u ffg., S. 211 u. ffg., S. 216, S. 223 u. ffg., 
S. 227 u. ffg., 289 u. ffg., S. 329 u. ffg., S. 363 u. ffg., S. 44 u. ffg., 
S. 431 u. ffg., S. 450 u. ffg., S. 464 u. fig. ꝛc. Auch mir ſchließen uns 
übrigens dem berechtigten Wunſche des Verfaſſers an, daß eines unſerer anerkannt 
gediegenſten Codificationswerke der öſterreichiſchen Juriſtenwelt durch obige Hand— 
ausgabe wieder in Erinnerung gebracht und deſſen Reform den Principien der 
Mündlichkeit und Oeffentlichkeit gemäß angeregt werde. Nur zu lange haben wir 
es — die Wahrheit zu geſtehen redlich todtgeſchwiegen; es iſt hoch an der 
Zeit, daß der bedeutende legislatoriſche Gehalt, welcher unſerem Gefällscode inne- 
wohnt, einigermaßen aufgefriſcht und die kaum entſchuldbare Unterlaſſungsſünde 
dadurch geſühnt werde, daß die legislativen Factoren baldigſt an die Umbildung 
desſelben im Geiſte der fortgeſchrittenen Jurisprudenz ſchreiten. R l. 
Geſchafts-Vormerkblatter. Dieſe ſoeben im X. Jahrgange im Ver— 
lage der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erſchienenen Blätter dienen für Behörden, 
Gemeinden, Bank- und Creditinſtitute, Indußrie- und Handelsunternehmungen, 
Vereine und Corporationen, ſowie für Advocaten, Notare, Aerzte, Lehrer u. |. w., 
wie auch für Private zur Vormerkung von Amtscommiſſionen und Tagſatzungen, 
reſpective Privatgeſchäften. Beſonders rubrieirte Blätter jmd zur Eintragung der 
Einnahmen und Ausgaben, zur Zuſammenſtellung verſchiedener Jahresüberſichten, 
ſowie zur Verzeichnung eines Stundenplanes für die ganze Woche beſtimmt. 
Niederoſterreichiſcher Amtskalender für 1882. Zum 17. Male 
| tritt heuer dieſes vorzuͤgliche und verläßliche Hilfs- und Nachſchlagebuch vor uns, 
welches einen nach amtlichen Daten zuſammengeſtellten Schematismus über den 
Allerhöchſten Hofſtaat, die legislativen Körperſchaften, ſämmtliche Civil- und 
Militärbehörden Oeſterreichs, eine genealogiſche Stammtafel des öſterreichiſchen 


D. 


Kaiſerhauſes von 1708. 1881, ferner eine Tabelle über die Rangseintheilung 


der öſterreichiſchen Staatsbeamten enthält. Von beſonderem Nutzen für jedes Amt, 


jedes Gefchäft, jedes Comptoir iſt der niederöſterreichiſche Amtskalender insbe— 
ſondere durch den den Geſchäftsnotizen gewidmeten, auch heuer wieder bereicherten 
1 aus dem man ſich über jeden Gegenſtand des täglichen Lebens Raths 
erholen kann. 


Notiz. 


(Recht der Aus weiſung aus einem öffentlichen Unterhal- 
tungslocal.) In einer der maleriſcheſten Gegenden der Pyrenäen, Angeſichts 
des Hafens von Venasque, iſt das Caſino von Luchon gelegen, ein im reichen 
Renaiſſanceſtyl erbautes prächtiges Gebäude. Es wurde erſt im Auguſt vorigen 
Jahres eröffnet und bildet für Touriſten einen der reizendſten Anziehungspunkte 
im Lande. Mit Eintritt der Badeſaiſon ſtrömt die elegante Menge der Badegäſte 
dem Caſino zu, in ſeinen Park, ſeine Salons, das Theater und zu ſeinen Con⸗ 
certen. Es iſt kein Wunder, wenn bei dieſem Zuſammenlaufe ſich unter den Wei⸗ 
zen auch einmal ein ſchlechtes Korn mengt. Am 26. Juli d. J. trat ein ſolcher 
Fall ein. Madame X. kam, eine Entreekarte in ihrer Hand, in das Caſino von 


Luchon. Sie wurde aufgefordert, ſich zurückzuziehen, und als fie dies nicht that, 
über Auftrag des Directors mit Gewalt entfernt, welcher die Polizeimänner mit 
den Worten herbeigerufen hat: „Schaffen Sie mir diefe Frau fort!“ Madame 
fühlte ſich hiedurch beleidigt, indem ſie behauptete, daß jene Worte ſie eines 
beſtimmten Vergehens, z. B. des Diebſtahls oder des liederlichen Lebens, beſchul⸗ 
digen. Sie klagte bei dem Gerichtshofe von Saint Gaudens, welcher jedoch die 
Klage aus folgenden Gründen abwies: „Die Freiheit der Arbeit (liberte de 
J'industrie) berechtigt den Eigenthümer eines dem Publicum eröffneten Locales, 
nur denjenigen Perſonen den Zutritt zu geſtatten, welche ihm genehm ſind. Die 
Verwaltung des Caſinos darf und muß ſogar im Intereſſe ihres Etabliſſements 
und ihrer Gäſte von dieſem Rechte Gebrauch machen, und in dieſer Beziehung 
muß die Ueberwachung, ſo lange ſie ſich an die Bedingungen der Moralität und 
des Anſtandes hält, ganz ſouverän fein. Der Dircetor des Caſinos hat nun im 
vorliegende Falle lediglich von dieſem Rechte der Auswahl Gebrauch gemacht, und 
indem X. ſich weigerte, feiner Einladung Folge zu leiſten, mußte er ihre Ent⸗ 
fernung erzwingen. Die Ausdrücke, deren er fich unter dieſen Umſtänden bediente, 
um den Polizeuleuten feinen Wunſch bekannt zu geben, bilden weder eine Schmä- 
hung noch eine Beleidigung.“ — Die hier berührte Frage iſt in Frankreich 
ſchon vielfach erörtert worden. Man hält es heute ziemlich allgemein für eine 
Conſequenz der ſogenannten liberte de industrie oder des commerce, daß der 
Eigenthümer eines für das Publicum beſtimmten Unterhaltungslocales, wie 
z. B. eines Kaffee- oder Gaſthauſes oder eines Ballſaales, dieſer oder jener Per⸗ 
fon den Eintritt verweigern kann. Beſtritten war die Frage nur bei den Hote⸗ 
liers und zwar auf Grund alter Ordonnanzen, welche ihnen verboten, Reiſende 
ohne rechtmäßigen Grund abzuweiſen. Aber die Gerichte haben in neuerer 
Zeit entſchieden, daß jene Ordonnanzen aufgehoben ſind. Die obige Regel gilt 
dagegen nicht für privilegirte und monopoliſirte Induſtrien; fo dürfte eine Eifen- 
bahn den Transport von Waaren oder Reiſenden nicht verweigern, und ebenſo 
hatte vor der allgemeinen Theaterfreiheit ein Theaterdirector nicht das Recht, 
dem Inhaber eines Billets den Cintritt zu verweigern. Die ſogenannten Caſinos 
hingegen werden nicht einmal als öffentliche Orte im vollen Sinne des Wortes 
angefehen, ſondern man vindieirt ihnen den Charakter mehr privater Vereinigungen 
von Abonnenten, oder Stammgäſten (habitues), oder Freunden, wo die Verwal⸗ 
tung das Recht wie die Pflicht hat, den Zutritt zu überwachen. Beſonders aus⸗ 
führlich iſt dies in einem Erkenntniſſe des Gerichtshofes von Pont-’Evöque vom 
25. Juli 1878 (Dalloz: Per 1880, 3, 22) in folgender Weiſe ausgeführt: „Ein 
Caſino entwickelt unter Denjenigen, welche ſich da begegnen und insbeſondere unter 
den Abonnenten eine gewiſſe Stetigkeit der Beziehungen, eine ſehr häufige Be⸗ 
rührung und eine größere Intimität. Dieſer tägliche Verkehr, welcher für Salons 
und Caſinos von Weſenheit iſt, muß bei ſonſtigem Verruf der Anſtalt eine gewiſſe 
Sicherheit bieten und die Unternehmung iſt Denjenigen, mit denen ſie contrahirt, 
für dieſe Sicherheit verantwortlich. Man weiß, welche Gefahren einem Etabliſſe⸗ 
ment, wo man ſpielt, tanzt und ſich jeden Augenblick ſieht, durch gewiſſe Inva⸗ 
fionen oder auch nur die Einführung gewiſſer verdächtiger oder zweideutiger, 
Perſonen entſtehen können, ohne daß man ihnen gegenüber gleich authentiſche 
und förmliche Auskünfte von der Polizeidirection zur Hand hat. Bei dieſem 
Stande der Dinge muß man der Verwaltung ſelbſt innerhalb des bereits geſchloſſe⸗ 
nen Vertrages einen gewiſſen Spielraum in der Beurtheilung ihres Mitcontra- 
henten vindiciren.“ (Jur. Bl.) 


Geſetze und Verordnungen. 


1881. I. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Minifteriums für 
Cultus und Unterricht. 
II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. 

Nr. 6. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 22. December 
1880, Z. 20.348, an alle Landeschefs, betreffend die Schadloshaltung der kirch⸗ 
lichen Beneficiaten aus dem Religionsfonde, rückſichtlich der die normalmäßige 
Congrua ſchmälernden landesfürſtlichen Steuern und ſonſtigen öffentlichen Abgaben. 

Nr. 7. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. December 
1880, Z. 19.232, an die akademiſchen Senate ſämmtlicher Univerſitäten, betreffend 
die Beſtimmung des Prorectors oder Prodecans in den Fällen, wo der Rector 
oder Decan des letztverfloſſenen Studienjahres an der Uebernahme oder Fort⸗ 
führung dieſer Function dauernd gehindert iſt. 

Nr. 8. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. December 
1880, 3. 19.864, an den k. k. Landesſchulrath für Böhmen, betreffend den 
Privatunterricht ſchulpflichtiger Kinder. 

Nr. 9. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. December 
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Ausleihen von Büchern aus Univerſitätsbibliotheken vom 20. December 1849, 
R. G. Bl. Nr. 30. 

Nr. 10. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 6. Jänner 
1881, 3. 110, an die akademiſchen Senate ſämmtlicher Univerfitäten, betreffend 
die Verleihung des Univerſitätstitels. 

III. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. 

Nr. 11. Geſetz vom 11. September 1880, wirkſam für das Königreich 
Böhmen, betreffend Abänderungen zu dem Geſetze vom 24. Februar 1873, L. G. Bl. 
vom 18. Auguſt 1873 Nr. 16, über die Regelung der Errichtung, Erhaltung und 
des Beſuches der öffentlichen Volksſchulen. 

Nr. 12. Geſetz vom 30. Oetober 1880, wirffam für das Königreich 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, betreffend die 
Orts⸗ und Bezirksaufſichtsbehörden für Volksſchulen. 

Nr. 13. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 12. Jänner 
1881, Z. 20.213, betreffend die Mittheilung der bei den Maturitätsprüfungen an 
Mittelſchulen und bei den Lehrbefähigungsprüfungen für Volks- und Bürger⸗ 
ſchulen vollzogenen Reprobationen, der allgemeinen Schülerausſchließungen, ſowie 
die Ausſtellung der Duplicate von Maturitäts-Zeugniſſen. 

Nr. 14. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 19. Jänner 
1831, 3. 18.427, ex 1880, an ſämmtliche Rectorate der k. k. techniſchen Hoch— 
ſchulen, betreffend die Zulaffung von bei der Staatsprüfung reprobirten Technikern 
zur Ablegung von Einzelnprüfungen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe erſter Claſſe Franz Grafen 
Deym den Titel und Charakter eines a. o. Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſters verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmanne von Kärnten Dr. Johann 
Stieger das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector 
in Lemberg Alfred R. v. Ohanovich anläßlich deſſen Penſionirung den Titel 
und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe der oberöſterreichiſchen 
Statthalterei Olivier Marquis de Bacquehem die Allerhöchſte Zufriedenheit 
bekannt geben laſſen. 
Seine Majeſtät haben den Rechnungsräthen im Finanzminiſterium Albert 
Gottlieb und Joſeph Forſtner taxfrei den Titel und Charakter von Ober⸗ 
Rechnungsräthen verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Ober⸗Rechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrathe und Leiter der Rechnungsexpoſitur bei dem 
Centraltaxamte in Wien Ludwig Meerwald anläßlich deſſen Penſionirung das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät taben dem mit Titel und Charakter eines Generalconfuls 
bekleideten Conſul Karl Dragoritſch in Danzig anläßlich deſſen Penſionirung 
taxfrei das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät haben die Conceptsaſpiranten Nikolaus von Szemere 
und Nikolaus Ritter von Gutmansthal-Benvenuti zu unbeſoldeten Geſandt⸗ 
ſchaftsattaches ernannt. 


den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 8 
Seine Majeſtät haben dem Kanzleiofficialen im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Alexander Piskorz den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗ 
Directionsadjuneten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Simon Schnee ber 
zu Börudorf in Steiermark das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Erledigungen. 
Inſpectors⸗ und Finanzrathsſtelle bei der k. k. Generaldirection der Tabak⸗ 
regie in Wien, bis Ende Jänner 1882 (Amtsbl Nr. 294). 
Finanzwach⸗Obercommiſſärsſtelle in der neunten, eventuell Finanzwach⸗ 
commiſſärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Niederöſterreich, bis 7. Jänner 1882 
(Amtsbl. Nr 294). 


ö In der Buchhandlung von Moritz Perles 
II., Bauernmarkt 11, sind soeben erschienen: 

Der Staatsbeamte. Jahrbuch für die k. k. österr, Civil- 
Hlbeamten pro 1882. Redigirt und herausgegeben von Dr. Friedrich 
[Honig, Generalsecretär-Stellvertreter des Ersten allg. Beamten- 
Al Vereines. 7. Jahrgang. Preis elegant in Leinwand gebunden 2 fl. 


in Wien, 


| Taschenbuch für den österr. Finanz- und Steuer- 
beamten und den Finanzwachkörper 1882. Zweiter Jahrgang. 
Elegant gebunden in Leinwand. Preis 1 fl. 20 kr. 


en 


n 24 der Erkennt⸗ 


DER Hiezu als Beilage: Boge 


1880, 8. 19.171, betreffend eine Abänderung des $ 3 der Vorſchriſt über das niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes . 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


Seine Majeſtät haben dem Steuer⸗Oberinſpector Franz Usarski taxfee e 
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